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(5) Im einzelnen gelten die vom Leiter des Amtes für 
Preise zur Durchführung vorstehender Bestimmungen her­
ausgegebenen Festlegungen.

§27
Industriepreise und Preiszuschläge für Zulieferungen 

für Aufgaben der Forschung und Entwicklung
(1) Sind zur Durchführung von Aufgaben der Forschung 

und Entwicklung Zulieferungen kurzfristig und bzw. oder in 
kleinen Stückzahlen oder in geringen Mengen erforderlich, 
so sind — soweit für diese Erzeugnisse noch keine Preise fest­
gesetzt sind — die Industriepreise für diese Lieferungen als 
Vereinbarungspreise zu bilden. Sind für diese Erzeugnisse 
bereits Preise festgesetzt, so sind die Vertragspartner berech­
tigt, Preiszuschläge zu vereinbaren.

(2) Den Vereinbarungspreisen gemäß Abs. 1 sind zugrunde 
zu legen:
— die kalkulationsfähigen Kosten für die Herstellung der 

Erzeugnisse einschließlich der Kosten, die sich aus der 
kurzfristigen Herstellung (z. B. aus zusätzlicher Umrü­
stung der Maschinen und Anlagen) bzw. aus der Herstel­
lung in kleinen Stückzahlen bzw. geringen Mengen (z. B. 
durch Einzelfertigungen) ergeben;

— der staatlich bestätigte kalkulatorische Gewinnzuschlag;
— ein Anteil an dem sich beim Auftraggeber ergebenden 

Nutzen. Der Nutzensanteil darf 50 % des Nutzens, höch­
stens aber 50 % des staatlich bestätigten kalkulatorischen 
Gewinnzuschlages, nicht überschreiten.

(3) Die Höhe der Preiszuschläge gemäß Abs. 1 ist nach den 
Bestimmungen der Ziffern 3 und 4 der Anlage 7 zu verein­
baren.

VI.
Planmäßige Änderungen der Industriepreise

§28
(1) Die vom Ministerrat beschlossenen planmäßigen Indu­

striepreisänderungen sind auf der Grundlage der Rechts­
vorschriften^ so vorzubereiten, daß die neuen Industriepreise 
der Ausarbeitung des jeweiligen Volkswirtschaftsplanes zu­
grunde gelegt werden.

(2) Zur Ermittlung der neuen Industriepreise ist grund­
sätzlich von den Selbstkosten, den produktiven Fonds und 
den zu produzierenden Mengen im Einführungsjahr der 
neuen Industriepreise auszugehen. Für die Ermittlung der 
Selbstkosten, produktiven Fonds und zur Zurechnung des 
kalkulatorischen Gewinnzuschlages auf die Erzeugnisse gel­
ten die Festlegungen der §§ 5 bis 11. Dabei ist zu gewährlei­
sten, daß den neuen Industriepreisen der Aufwand zugrunde 
gelegt wird, der dem real erreichbaren Leistungsvermögen 
im Industriezweig bzw. in der Erzeugnisgruppe als Ausdruck 
des gesellschaftlich notwendigen Arbeitsaufwandes (kalku­
lationsfähige Selbstkosten plus staatlich bestätigter kalku­
latorischer Gewinnzuschlag) entspricht.

(3) Innerhalb der Erzeugnisgruppen und zwischen den Er­
zeugnisgruppen sind ökonomisch begründete Relationen der 
Industriepreise herzustellen. Die neuen Industriepreise kön­
nen abweichend vom gesellschaftlich notwendigen Aufwand 
vorgeschlagen werden, wenn dies zur Durchführung wirt­
schaftspolitischer Zielstellungen notwendig ist._

VII.
Verpflichtung zur Aufstellung von Nachkalkulationen 

und zur Auskunftserteilung Uber die den Industriepreisen 
zugrunde liegenden Kalkulationsansätze

§29
Nachkalkulationen

(1) Die Betriebe haben die Nachkalkulation der Industrie­
preise mindestens jährlich einmal für ihre wichtigsten Er- 12

12 Z. Z. gilt die Anordnung vom 28. November 1979 über die Ordnung 
der Planung der Volkswirtschaft der DDR 1981 bis 1985 - Teil IV - 
Abschnitt 26 „Planung der Preise“ (Sonderdruck Nr. 1020 des Gesetz­
blattes) einschließlich ihrer Ergänzungen.

Zeugnisse durchzuführen. Für die Festlegung dieser Erzeug­
nisse gelten die Richtlinien gemäß § 119 der Anordnung vom 
20. Juni 1975 über Rechnungsführung und Statistik in den 
Betrieben und Kombinaten (Sonderdruck Nr. 800 des Ge­
setzblattes). Mit den Nachkalkulationen sind mindestens 
50 % des Volumens der industriellen Warenproduktion (ge­
gebenenfalls auch der nichtindustriellen Warenproduktion) 
zu Betriebspreisen zu erfassen. Soweit die Nachkalkulation 
im vorstehenden Umfang infolge der Vielzahl der hergestell­
ten Erzeugnisarten nur mit hohem Verwaltungsaufwand 
durchführbar ist, können in den speziellen Kalkulationsricht­
linien besondere Festlegungen getroffen werden, z. B. über 
die Nachkalkulation repräsentativer Erzeugnisse und Er­
zeugnisgruppen sowie die Anerkennung der Kostenträger­
rechnung als Nachkalkulation im Sinne dieser Bestimmung.

(2) Die- Betriebe haben entsprechend den Festlegungen in 
den speziellen Kalkulationsrichtlinien dem Kombinat Nach­
kalkulationen zusammen mit dem Preisantrag oder perio­
disch in bestimmten Zeitabständen vorzulegen.

(3) Die Betriebe haben auch zur Kontrolle, zur Analyse und 
zur Vorbereitung planmäßiger Veränderungen der Industrie­
preise auf Anforderung der zuständigen Organe (einschließ­
lich der staatlichen Preiskontrollorgane) Nachkalkulationen 
aufzustellen.

(4) Die Nachkalkulation gemäß den Absätzen 1 bis 3 hat 
auf der Grundlage dös für die Kosten- und Industriepreis­
kalkulation geltenden Kalkulationsschemas zu erfolgen. Da­
bei ist zu gewährleisten, daß ein Vergleich zwischen den der 
Kosten- und Industriepreiskalkulation zugrunde liegenden 
Kalkulationsansätzen einschließlich des staatlich bestätigten 
kalkulatorischen Gewinnzuschlages einerseits sowie den ef­
fektiv entstehenden Kosten und dem effektiv entstandenen 
Gewinn andererseits vorgenommen werden kann.

(5) In den Nachkalkulationen gemäß den Absätzen 1 bis 3 
sind grundsätzlich die Gesamtselbstkosten des Erzeugnisses 
auf der Basis der in Rechnungsführung und Statistik ausge­
wiesenen Ist-Selbstkosten — soweit sie der Art nach kalku­
lationsfähig sind — nachzuweisen. Die Nachkalkulation mit 
normativen Selbstkosten und den Abweichungen hiervon ist 
zulässig. Die ihrer Art nach nicht kalkulationsfähigen Kosten 
sind abzusetzen, wobei zur Vereinfachung gemäß Abs. 6 ver­
fahren werden kann. In den speziellen Kalkulationsrichtli­
nien kann festgelegt werden, daß die Nachkalkulation auf Ba­
sis der Ist-Selbstkosten (bzw. der normativen Selbstkosten 
und der Abweichungen hiervon) nur bis zu den direkten 
technologischen Kosten aufzustellen ist und die indirekten 
technologischen Kosten und Gemeinkosten auf der Grund­
lage der Planzuschlagssätze zum Ansatz kommen. Die Nach­
kalkulation kann, wenn dies den spezifischen Bedingungen 
eines Industriezweiges entspricht, auch für Prozesse geführt 
werden.

(6) In den speziellen Kalkulationsrichtlinien kann zur Ver­
einfachung ferner festgelegt werden, daß die nicht kalkula­
tionsfähigen Kosten gemäß Anlage 2 in Höhe eines prozen­
tualen Abschlages, der die im Industriezweig im Durch­
schnitt anfallenden nicht kalkulationsfähigen Kosten reprä­
sentiert, bei der Nachkalkulation abzusetzen sind. Der Ab­
schlag kann auch in der Weise festgelegt werden, daß er nur 
für bestimmte nicht kalkulationsfähige Kosten gemäß An­
lage 2 zur Anwendung kommt, während die übrigen nicht kal­
kulationsfähigen Kosten — insbesondere solche, die von Be­
trieb zu Betrieb eine stark unterschiedliche Höhe aufweisen — 
in effektiver Höhe abgesetzt werden.

(7) Bestimmungen über die Aufstellung von Nachkalkula­
tionen in sonstigen Rechtsvorschriften bleiben unberührt. .

§30
Auskunftserteilung über die den Industriepreisen 

zugrunde liegenden Kalkulationsansätze
(1) Nehmen Betriebe die Produktion'von Erzeugnissen auf, 

deren Industriepreise den geltenden Preiskatalogen und 
Preislisten zu entnehmen sind, so sind sie zum Zwecke des 
Kosten- und Betriebsvergleiches als Grundlage für effektivi-


